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Drud^sache 2227 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. März 1956 

8 — 95100 — 729/56 III 


An dien Herrn 

Präsidenten des Deutschm Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenien 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 7. Juli 1955 über den Luftverkehr zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika 


nebst Begründung und dem Wortlaut des Vertrages in deutscher 
und englischer Sprache mit der Bitte, idie Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 155. Sitzung am 16. März 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Binwen^dungen zu erheiben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz semer Zustimmung 
bediarf. Die Bundesregierung teilt, wile aus 'der Eingangsformel des 
Gesetzentwurfs hervorgeht, diese Auffassung. 

Federführenid sind der Biundesmindster für Verkehr unid der Bun- 
idesmlnister ides Auswärtigen. 


Der Stellvertreter des Bundieskanzlers 

Dr. h. c, Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Kheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

ZU dem Abkommen vom 7. Juli 1955 über den Luftverkehr 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Washington am 7. Juli 1955 Unter- 
zeichneten Abkommen über den Luftver- 
kehr zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

A r t i k e il 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu- 


stimmung des Bundesrates die im Artikel 7 
Buchstabe b Sätze 2 und 3 des Abkommens 
vorgesehenen Vergünstigungen auch für 
Nahrungs- und Genußmittel zu gewähren, 
die im internationalen Verkehr an Bord von 
Luftfahrzeugen der von anderen Staaten be- 
nannten Unternehmen oder von deutschen 
Luftfahrzeugen eingeführt werden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkürudung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 17 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 

über den Luftverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 

Air Transport Agreement 
Between the Federal Republic of Germany 
and the United States of America 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Vereinigten Staaten von Amerika 

haben in dem Wunsche, ein Abkommen zur Förderung 
des Luftverkehrs zwischen ihren Gebieten zu schließen, 

hierzu beglaubigte Bevollmächtigte ernannt, die wie 
folgt übereingekommen sind; 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten 

a) „Luftfahrtbehörden'' in der Bundesrepublik Deutsch- 
land der Bundesminister für Verkehr sowie jede 
Person oder Stelle, die zur Ausübung der dem Bun- 
desminister für Verkehr obliegenden Aufgaben er- 
mächtigt ist, 

in den Vereinigten Staaten von Amerika der Civil 
Aeronautics Board sowie jede Person oder Stelle, 
die zur Ausübung der dem Civil Aeronautics Board 
obliegenden Aufgaben ermächtigt ist. 

b) „Gebiet" in bezug auf einen Staat die Landgebiete 
und die daran angrenzenden Küstengewässer, die 
unter dessen Staatsgewalt, Suzeränität, Schutzherr- 
schaft, Mandats- oder Treuhandverwaltung stehen. 

c) „Benanntes Unternehmen" ein Luftverkehrsunter- 
nehmen, das der eine Vertragsstaat dem anderen 
Vertragsstaat schriftlich als Unternehmen bezeichnet 
hat, das eine ‘ oder mehrere der durch Notenaus- 
tausch nach Artikel 2, Absatz 2 dieses Abkommens 
festgelegten Fluglinien betreiben wird. 

d) „Fluglinienverkehr" der planmäßige Luftverkehr, 
der zur Öffentlichen Beförderung von Fluggästen, 
Post oder Fracht durch Luftfahrzeuge betrieben wird. 

e) „Internationaler Fluglinienverkehr" ein Fluglinien- 
verkehr, der durch den Luftraum über dem Gebiet 
von mehr als einem Staat führt. 

f) „Landung zu nichtgewerblichen Zwecken" eine Lan- 
dung für andere Zwecke als zum Aufnehmen oder 
Absetzen von Fluggästen, Post oder Fracht. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt dem anderen Ver- 
tragsstaat folgende zur Durchführung von internationa- 
lem Fluglinienverkehr durch die benannten Unternehmen 
erforderlichen Rechte; 

das Recht des Überflugs, 

das Recht der Landung zu nichtgewerblichen Zwecken 
und 

das Recht des Ein- und Ausflugs zur Durchführung von 
gewerblichem internationalen Verkehr mit Fluggästen, 
Post \ind Fracht an den Orten in seinem Gebiet, die 
bei jeder nach Artikel 2, Absatz 2 dieses Abkommens 
festgelegten Linie aufgeführt sind. 

(2) Die Linien, welche die benannten Unternehmen der 
beiden Vertragsstaaten befugt sind zu betreiben, werden 
in einem Fluglinienplan aufgeführt, der zu vereinbaren 
und in einem diplomatischen Notenaustausch festzu- 
legen ist. 


The Federal Republic of Germany 
and 

the United States of America, 

Desiring to conclude an Agreement for the purpose 
of promoting air Communications between their respec- 
tive territories, 

Have accordingly appointed authorized representa- 
tives for this purpose, who have agreed as follows: 

Article 1 

For the purpose of the present Agreement: 

a) The term "aeronautical authorities" shall mean in 
the case of the United States of America, the Civil 
Aeronautics Board and any person or agency 
authorized to perform the functions exercised by 
the Civil Aeronautics Board and, 

in the case of the Federal Republic of Germany, the 
Federal Minister of Transport and any person or 
agency authorized to perform the functions exer- 
cised by the said Federal Minister of Transport. 

b) The term "territory" in relation to a State shall 
mean the land areas and territorial waters ad- 
jacent thereto under the sovereignty, suzerainty, 
protection, mandate or trusteeship of that State. 

c) The term "designated airline" shall mean an air- 
line that one contracting party has notified the 
other contracting party, in writing, to be the air^ 
line which will operate a specific route or routes 
listed in the exchange of notes in accordance with 
Paragraph (2) of Article 2 of this Agreement. 

•d) The term "air Service" shall mean any scheduled 
air Service performed by aircraft for the public 
transport of passengers, mail or cargo. 

e) The term "international air service" shall mean an 
air Service which passes through the air space 
over the territory of more than one State. 

f) The term "stop for non-traffic purposes" shall mean 
a landing for any purpose other than taking on or 
discharging passengers, cargo or mail. 

Article 2 

(1) Fach contracting party grants to the other con- 
tracting party rights necessary for the conduct of inter- 
national air Services by the designated airlines, as fol- 
lows: 

the rights of transit, 

of stops for non-traffic purposes, 

and of commercial entry and departure Tor inter- 
national traffic in passengers, mail and cargo at the 
points in its territory named on each of the routes 
specified in accordance with paragraph (2). 

(2) The routes over which the designated airlines of the 
two contracting parties will be authorized to operate 
will be specified in a Route Schedule, mutually agreed 
upon, and set forth in an exchange of diplomatic notes. 
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Artikel 3 

Der Fluglinienverkehr auf einer festgelegten Linie 
kann von einem oder mehreren Unternehmen eines Ver- 
tragsstaates jederzeit aufgenommen werden, nachdem 
dieser Vertragsstaat das betreffende oder die betreffen- 
den Unternehmen für diese Linie benannt und der andere 
Vertragsstaat die entsprechende Betriebserlaubnis erteilt 
hat. Der andere Vertragsstaat ist vorbehaltlich des Arti- 
kels 4 dieses Abkommens verpflichtet, diese Erlaubnis 
zu erteilen, wobei das benannte oder die benannten 
Unternehmen aufgefordert werden können, vor den zu- 
ständigen Luftfahrtbehörden dieses Vertragsstaats den 
Nachweis zu erbringen, daß sie den Erfordernissen der 
von diesen Behörden im allgemeinen angewandten Ge- 
setze und Vorschriften entsprechen, bevor ihnen die 
Erlaubnis zur Aufnahme des in diesem Abkommen vor- 
gesehenen Betriebs erteilt wird. 

Artikel 4 

Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor, die in 
Artikel 3 dieses Abkommens vorgesehene Betriebs- 
erlaubnis für ein von dem anderen Vertragsstaat be- 
nanntes Unternehmen zu verweigern oder zurückzu- 
ziehen, wenn ihm nicht nachgewiesen wird, daß ein 
wesentlicher Teil des Eigentums und die tatsächliche 
Kontrolle dieses Unternehmens bei Staatsangehörigen 
des anderen Vertragsstaates liegen oder wenn dieses 
Unternehmen die in Artikel 5 dieses Abkommens er- 
wähnten Gesetze und Vorschriften nicht befolgt, oder 
wenn das Unternehmen oder die benennende Regierung 
es sonst unterläßt, ihren daraus sich ergebenden Ver- 
pflichtungen nachzukommen oder die Bedingungen zu 
erfüllen, unter denen die Rechte nach diesem Abkommen 
gewährt werden. 

Artikel 5 

(1) Die Gesetze und Vorschriften eines Vertragsstaates 
betreffend den Einflug in sein Gebiet oder den Ausflug 
aus seinem Gebiet der im internationalen Luftverkehr 
eingesetzten Luftfahrzeuge oder betreffend den Betrieb 
und den Verkehr dieser Luftfahrzeuge innerhalb seines 
Gebietes gelten für die Luftfahrzeuge, die von den be- 
nannten Unternehmen des anderen Vertragsstaats ver- 
wendet werden, und sind von diesen Luftfahrzeugen 
beim Ein- oder Ausflug und innerhalb des Gebietes des 
, ersten Vertragsstaats zu befolgen. 

(2) Die Gesetze und Vorschriften eines Vertragsstaats 
betreffend den Einflug in sein Gebiet oder den Ausflug 
aus seinem Gebiet von Fluggästen, Besatzungen oder 
Fracht von Luftfahrzeugen, wie zum Beispiel Vorschriften 
betreffend Einreise, Abfertigung, Einwanderung, Pässe, 
Zoll und Quarantäne, sind beim Einflug in das Gebiet 
oder beim Ausflug aus dem Gebiet und innerhalb des 
Gebietes dieses Vertragsstaats von den Fluggästen und 
Besatzungen des anderen Vertragsstaats oder für diese 
und hinsichtlich der Fracht des anderen Vertragsstaats 
zu befolgen. 

Artikel 6 

Lufttüchtigkeitszeugnisse, Befähigungszeugnisse und Er- 
laubnisscheine, die von einem Vertragsstaat erteilt oder 
als gültig anerkannt sind und noch Gültigkeit besitzen, 
werden von dem anderen Vertragsstaat für den Betrieb 
der in diesem Abkommen vorgesehenen Linien und den ' 
vorgesehenen Linienverkehr als gültig anerkannt, vor- 
ausgesetzt, daß die Bedingungen, unter denen diese 
Zeugnisse oder Erlaubnisscheine erteilt oder für gültig 
erklärt worden sind, den auf Grund des Abkommens 
über die Internationale Zivilluftfahrt festgelegten Min- 
destanforderungen entsprechen oder über diese hinaus- 
gehen. Jeder Vertragsstaat behält sich indessen das Recht 
vor, die Anerkennung von Befähigungszeugnissen und 
Erlaubnisscheinen, die seinen eigenen Staatsangehörigen 
von einem anderen Staat erteilt worden sind, für Flüge 
über seinem eigenen Gebiet zu verweigern. 

Artikel 7 

Um Diskriminierungen zu vermeiden und Gleichheit 
der Behandlung zu gewährleisten, vereinbaren beide 
Vertragsstaaten folgendes; 


Article 3 

Air Service on a specified route may be inaugurated 
by an airline or airlines of one contracting party at any 
time after that contracting party has designated such 
airline or airlines for that route and the other contract- 
ing party has given the appropriate operating permission. 
Such other party shall, subject to Article 4, be bound 
to give this permission provided that the designated 
airline or airlines may be required to qualify before 
the competent aeronautical authorities of that party, 
under the laws and regulations normally applied by 
these authorities, before being permitted to engage in 
the operations contemplated by this Agreement. 


Article 4 

Each contracting party reserves the right to withhold 
or revoke the operating permission provided for in Ar- 
ticle 3 of this Agreement from an airline designated 
by the other contracting party in the event that it is 
not satisfied that substantial ownership and effective 
Control of such airline are vested in nationals of the 
other contracting party, or in case of failure by such 
airline to comply with the laws and regulations referred 
to in Article 5 hereof, or in case of the failure of the 
airline or the government designating it otherwise to 
perform its obligations hereunder, or to fulfill the con- 
ditions under which the rights are granted in accordance 
with this Agreement. 


Article 5 

(1) The laws and regulations of one contracting party 
relating to the admission to or departure from its terri- 
tory of aircraft engaged in international air navigation, 
or to the Operation and navigation of such aircraft while 
within its territory, shall be applied to the aircraft 
utilized by the airline or airlines designated by the other 
contracting party, and shall be complied with by such 
aircraft upon entering or departing from and while with- 
in the territory of the first contracting party. 

(2) The laws and regulations of one contracting party 
relating to the admission to or departure from its terri- 
tory of passengers, crew, or cargo of aircraft, such as 
regulations relating to entry, clearance, immigration, 
passports, customs, and quarantine shall be complied 
with by or on behalf of such passengers, crew or cargo 
of the other contracting party upon entrance into or 
departute from, and while within the territory of the 
first contracting party. 


Article 6 

Certificates of airworthiness, certificates of competency 
and licenses issued or rendered valid by one contracting 
party, and still in force, shall be recognized as valid by 
the other contracting party for the purpose of operating 
the routes and Services provided for in this Agreement, 
provided that the requirements under which certificates 
or licenses were issued or rendered valid are equal 
to or above the minimum Standards which may be es- 
tablished pursuant to the Convention on International 
Civil Aviation. Each contracting party reserves the right, 
however, to refuse to recognize, for the purpose of 
flight above its own territory, certificates of competency 
and licenses aranted to its own nationals by another 
State. 


Article 7 

In Order to prevent discriminatory practices and to 
assure equality of treatment, both contracting parties 
agree that; 
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a) Jeder Vertragsstaat kann für die Benutzung der 
seiner Kontrolle unterstehenden öffentlichen Flug- 
häfen und anderer Einriditungen gerechte und an- 
gemessene Gebühren erheben oder deren Erhebung 
gestatten. Die Vertragsstaaten kommen jedoch 
überein, daß diese Gebühren nicht höher sein dür- 
fen als sie für die Benutzung dieser Flughäfen und 
Einrichtungen von ihren eigenen, im gleichartigen 
internationalen Fluglinienverkehr eingesetzten Luft- 
fahrzeugen gezahlt werden würden. 

b) Treibstoff, Schmieröle, verbrauchbare Betriebsmittel, 
Ersatzteile, übliche Ausrüstungsgegenstände und 
Vorräte, die sich an Bord von Luftfahrzeugen der 
benannten Unternehmen des einen Vertragsstaates 
bei der Ankunft imGebiet des anderen Vertragsstaates 
befinden und beim Verlassen des Gebietes dieses 
Vertragsstaates an Bord verbleiben, sind auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit von Zöllen, Kontroll- 
gebühren und sonstigen innerstaatlichen Abgaben 
befreit. Solche Gegenstände können ohne Erhebung 
der Eingangsabgaben bei Flügen im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates auch an Bord verbraucht 
werden. Für Nahrungs- und Genußmittel gilt dies 
jedoch nur, soweit sie in Luftfahrzeugen, die Flug- 
gäste ausschließlich im internationalen Fluglinien- 
verkehr befördern und bei Zwischenlandungen stän- 
dig zollamtlich überwacht werden können, zum als- 
baldigen Verzehr an Bord ausgegeben werden. 

c) Treibstoff, Schmieröle, verbrauchbare Betriebsmittel, 
Ersatzteile, übliche Ausrüstungsgegenstände, die in 
das Gebiet des einen Vertragsstaates von dem ande- 
ren Vertragsstaat oder dessen Staatsangehörigen 
oder in ihrem Auftrag unter Zollüberwachung ein- 
geführt werden und lediglich für die Verwendung 
in Luftfahrzeugen der benannten Unternehmen die- 
ses Vertragsstaates im internationalen Fluglinien- 
verkehr bestimmt sind und in diesen Luftfahrzeugen 
verwendet werden, sind auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit von Zöllen, Kontrollgebühren und 
sonstigen innerstaatlichen Abgaben befreit. 

d) Soweit die in den vorstehenden Absätzen genann- 
ten Gegenstände von Zöllen, Gebühren und Abga- 
ben befreit sind, unterliegen sie nicht den sonst 
für sie geltenden wirtschaftlichen Ein-, Aus- und 
Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

Artikel 8 

Den Unternehmen jedes Vertragsstaates wird in bil- 
liger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Be- 
trieb auf jeder der nach Artikel 2, Absatz 2 dieses Ab- 
kommens vereinbarten Linien durchzuführen. 


Artikel 9 

Bei dem Betrieb des Fluglinienverkehrs auf den nach 
Artikel 2, Absatz 2 dieses Abkommens festgelegten Linien 
durch die Unternehmen eines jeden der beiden Vertrags- 
staaten sind die Interessen der Unternehmen des anderen 
Vertragsstaates zu berücksichtigen, damit der auf allen 
oder einem Teil der gleichen Linien betriebene Flug- 
linienverkehr dieser Unternehmen nicht ungebührlich 
beeinträchtigt wird. 


a) Each of the contracting parties may impose or per- 
mit to be imposed just and reasonable charges for 
the use of public airports ancl other facilities under 
its control. Each of the contracting parties agrees, 
however, that these charges shall not be higher 
than would be paid for the use of such airports 
and facilities by its national aircraft engaged in 
similar international Services. 


b) Fuel, lubricating oils, consumable technical supplies, 
spare parts, regulär equipment, and Stores on board 
aircraft of the designated airlines of one contracting 
party on arrival in the territory of the other con- 
tracting party and retained on board on leaving the 
territory of that party shall be exempt, on a basis 
of reciprocity, from customs duties, inspection fees 
and other national duties or charges. Such supplies 
may also be used or consumed free of customs 
duties and other entrance taxes aboard aircraft 
while in flight over the territory of the other con- 
tracting party. With respect to food Stores, how- 
ever, this shall apply only if the food stotes are 
issued for immediate consumption aboard aircraft 
carrying passengers on international air Services 
exclusively and furthermore if such aircraft can be 
continuously supervised by customs authorities in 
case of Intermediate landings. 

c) Fuel, lubricating oils, consumable technical supplies, 
spare parts, and regulär equipment introduced into 
the territory of one contracting party by or on 
behalf of the other contracting party or its nation- 
als under customs supervision and control, intended 
solely for use on, and used on, aircraft of the de- 
signated airlines of such contracting party in inter- 
national Services shall be exempt on a basis of 
reciprocity from customs duties, inspection fees and 
other national duties or charges. 


d) Insofar as the above-mentioned supplies are ex- 
empted from duties, fees and charges, they shall 
not be subject to the otherwise applicable economic 
prohibitions and restrictions relating to import, ex- 
port and transit. 

Article 8 

There shall be a fair and equal opportunity for the air- 
lines of each contracting party to operate on any route 
specified in accordance with paragraph (2) of Article 2 
of this Agreement. 

Article 9 

In the Operation by the airlines of either contracting 
party of the air Services over the routes described in 
accordance with paragraph (2) of Article 2 of this 
Agreement, the interest of the airlines of the other 
contracting party shall be taken into consideration so 
as not to affect unduly the Services which the latter 
provide on all or part of the same routes. 


Artikel 10 

(1) Der Flugliniendienst, welcher der Öffentlichkeit von 
den auf Grund dieses Abkommens betriebenen Unter- 
nehmen zur Verfügung gestellt wird, soll dem öffent- 
lichen Verkehrsbedürfnis Rechnung tragen. 

(2) Zwischen beiden Vertragsstaaten besteht Einver- 
ständnis darüber, daß der von einem benannten Unter- 
nehmen auf Grund dieses Abkommens eingerichtete 
Fluglinienverkehr die Bereitstellung einer Kapazität zum 
Hauptziel hat, die der Verkehrsnachfrage zwischen dem 
Staate, dem das Unternehmen angehört, und den letzten 
Bestimmungsstaaten des Verkehrs entspricht. Das Recht, 
bei diesem Linienverkehr internationalen Verkehr, der 
für dritte Länder bestimmt ist oder aus dritten Ländern 
kommt, an einem oder mehreren Orten auf den gemäß 
Artikel 2, Absatz 2 dieses Abkommens festgelegten Linien 


Article 10 

(1) The air Services made available to the public by 
the airlines operating under this Agreement shall bear 
a dose relationship to the requirements of the public 
for such Services. 

(2) It is the understanding of both contracting parties 
that Services provided by a designated airline under the 
present Agreement shall retain as their primary objec- 
tive the Provision of capacity adequate to the traffic 
demands between the country of which such airline is 
a national and the countries of ultimate destination of 
the traffic. The right to embark or disembark on such 
Services international traffic destined for or coming from 
third countries at a point or points on the routes speci- 
fied in accordance with paragraph (2) of Article 2 of 
this Agreement shall be applied in accordance with the 
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aufzunehmen oder abzusetzen, wird gemäß den allge- 
meinen Grundsätzen einer ordnungsmäßigen Entwick- 
lung, die beide Vertragsstaaten anerkennen, angewendet 
und unterliegt dem allgemeinen Grundsatz, daß sich die 
Kapazität richten soll nach 

a) dem Verkehrsbedürfnis zwischen dem Herkunfts- 
land und den letzten Bestimmungsländern des Ver- 
kehrs, 

b) dem Bedürfnis des Durchgangsverkehrs, 

c) dem Verkehrsbedürfnis in dem von dem Unterneh- 
men durchflogenen Gebiet, unter Berücksichtigung 
des örtlichen und regionalen Fluglinienverkehrs. 

Artikel 11 

Die Tarife, die auf den gemäß Artikel 2, Absatz 2 dieses 
Abkommens festgelegten Linien zu berechnen sind, müs- 
sen angemessen sein unter gebührender Berücksichtigung 
aller einschlägigen Faktoren, wie zum Beispiel der Be- 
triebskosten, eines angemessenen Gewinns, der von 
anderen Unternehmen berechneten Tarife sowie der Be- 
sonderheiten der jeweiligen Dienste, und werden nach 
den Bestimmungen der folgenden Absätze festgesetzt: 

a) Die von den Unternehmen eines Vertragsstaates zu 
berechnenden Tarife zwischen Orten im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland und Orten im Gebiet 
der Vereinigten Staaten von Amerika, wie sie in 
dem gemäß Artikel 2, Absatz 2 dieses Abkommens 
festgelegten Linienplan angegeben sind, unterliegen 
gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens der 
Genehmigung der Luftfahrtbehörden der Vertrags- 
staaten, die im Rahmen ihrer gesetzlichen Befug- 
nisse entsprechend ihren Verpflichtungen nach die- 
sem Abkommen handeln werden. 

b) Die von einem Unternehmen eines Vertragsstaates 
vorgeschlagenen Tarife sind mindestens dreißig (30) 
Tage vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt der Ein- 
führung den Luftfahrtbehörden beider Vertragsstaa- 
ten vorzulegen, wobei in besonderen Fällen diese 
Frist von dreißig (30) Tagen abgekürzt werden 
kann, wenn die Luftfahrtbehörden beider Vertrags- 
staaten einverstanden sind. 

c) Für jeden Zeitraum, für den der Civil Aeronautics 
Board der Vereinigten Staaten die Verfahren der 
Verkehrskonferenz des Internationalen Lufttrans- 
portverbandes (im folgenden als lATA bezeichnet) 
gebilligt hat, unterliegen alle Tarifabmachungen, die 
auf diesem Wege abgeschlossen werden und an 
denen Unternehmen der Vereinigten Staaten betei- 
ligt sind, der Genehmigung des Board. Alle auf 
diese Weise abgeschlossenen Tarif abmachungen be- 
dürfen gegebenenfalls auch der Zustimmung der 
Luftfahrtbehörden der Bundesrepublik Deutschland 
nach den in Absatz b aufgestellten Grundsätzen. 

d) Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, daß das 
in den Absätzen e, f und g dieses Artikels beschrie- 
bene Verfahren angewendet werden soll: 

aa) wenn, solange die beiden Vertragsstaaten das 
lATA- Verkehrskonferenz- Verfahrenbilligen, ent- 
weder ein besonderes Tarifabkommen nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist von einem 
Vertragsstaat gebilligt wird oder eine Ver- 
kehrskonferenz der lATA sich über einen Tarif 
nicht einigen kann; - 

bb) jederzeit, wenn ein lATA- Verfahren nicht an- 
wendbar ist, oder 

cc) wenn ein Vertragsstaat zu irgendeiner Zeit 
seine Zustimmung zu demjenigen Teil des Ver- 
fahrens der Verkehrskonferenz der lATA, der 
für diesen Artikel gilt, zurückzieht oder nicht 
erneuert 

e) Falls den Luftfahrtbehörden der Vereinigten Staa- 
ten gesetzlich die Befugnis übertragen wird, in ähn- 
licher Weise gerechte und wirtschaftliche Tarife für 
die Beförderung von Personen und Gütern im inter- 
nationalen Luftverkehr festzusetzen und vorgeschla- 
gene Tarife auszusetzen, wie dies der Civil 
Aeronautics Board gegenwärtig bezüglich der Tarife 


general principles of orderly development to which 
both contracting parties subscribe and shall be subject 
to the general principle that capacity should be related: 


a) to traffic requirements between the country of 
origin and the countries of ultimate destination of 
the traffic ; 

b) to the requirements of through airline Operation; 
and, 

c) to the traffic requirements of the area through 
which the airline passes after taking account of 
local and regional Services. 

Article 11 

Rates to be charged on the routes provided for in ac- 
cordance with paragraph (2) of Article 2 of this Agree- 
ment shall be reasonable, due regard being paid to all 
relevant factors, such as cost of Operation, reasonable 
profit, and the rates charged by any other carriers, as 
well as the characteristics of each Service, and shall be 
determined in accordance with the following paragraphs: 

a) The rates to be charged by the airlines of either 
contracting party between points in the territory 
of the United States and points in the territory of 
the Federal Republic of Germany referred to in 
the Route Schedule provided for in paragraph (2) 
of Article 2 of this Agreement shall, consistent with 
the provisions of the present Agreement, be sub- 
ject to the approval of the aeronautical authorities 
of the contracting parties, who shall act in accord- 
ance with their obligations under this Agreement, 
within the limits of their legal powers. 

b) Any rate proposed by an airline of either contract- 
ing party shall be filed with the aeronautical 
authorities of both contracting parties at least 
thirty (30) days before the proposed date of intro- 
duction; provided that this period of thirty (30) 
days may be reduced in particular cases if so 
agreed by the aeronautical authorities of each con- 
tracting party. 

c) Düring any period for which the Civil Aeronautics 
Board of the United States has approved the traffic 
Conference procedures of the International Air 
Transport Association (hereinafter called LATA), 
any rate agreements concluded through these pro- 
cedures and involving United States airlines will 
be subject to approval of the Board. Rate agree- 
ments concluded through this machinery may also 
be required to be subject to the approval of the 
aeronautical authorities of the Federal Republic of 
Germany pursuant to the principles enunciated in 
paragraph b) above. 

d) The contracting parties agree that the procedure 
described in paragraphs e), f) and g) of this Article 
shall apply: 

aa) If, during the period of the approval by both 
contracting parties of the lATA traffic Con- 
ference procedure, either, any specific rate 
agreement is no’t approved within a reasonable 
time by either contracting party, or, a Con- 
ference of lATA is unable to agree on a rate, 
or 

bb) At any time no lATA procedure is applicable, 
or 

cc) If either contracting party at any time with- 
draws or fails to renew its approval of that 
part of the lATA traffic Conference procedure 
relevant to this Article. 

e) In the event that power is conferred by law upon 
the aeronautical authorities of the United States 
to fix fair and economic rates for the transport 
of persons and property by air on international 
Services and to suspend proposed rates in a man- 
ner comparable to that in ’Vk^'hidi the Civil Aero- 
nautics Board at present is empowered to act with 
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für die Beförderung von Personen und Gütern in 
der Luft innerhalb der Vereinigten Staaten tun 
kann, wird jeder Vertragsstaat seine Befugnisse da- 
nach so ausüben, daß das Inkrafttreten von Tarifen 
verhindert wird, die von einem seiner Unternehmen 
für den Fluglinienverkehr aus dem Gebiet des einen 
Vertragsstaats nach einem oder mehreren Punkten 
des Gebietes des anderen Vertragsstaates vorge- 
schlagen sind, falls diese nach Auffassung der Luft- 
fahrtbehörde des Vertragsstaates, dessen Unterneh- 
men die Tarife vorgeschlagen hat, ungerecht oder 
unwirtschaftlich sind. Ist einer der Vertragsstaaten 
nach Eingang der in Absatz b erwähnten Mitteilung 
mit dem von einem Unternehmen des anderen Ver- 
tragsstaates vorgeschlagenen Tarif nicht einverstan- 
den, so hat er dies dem anderen Vertragsstaat vor 
Ablauf der ersten fünfzehn (15) der erwähnten 
dreißig (30) Tage mitzuteilen, die Vertragsstaaten 
werden sich in diesem Falle bemühen, eine Einigung 
über einen angemessenen Tarif zu erreichen. 

aa) Falls eine solche Einigung erzielt wird, wird 
jeder Vertragsstaat sein Möglichstes tun, um 
den Tarif für seine Unternehmen in Kraft zu 
setzen. 

bb) Wird bis zum Ablauf der in Absatz b erwähn- 
ten Frist von dreißig (30) Tagen eine Einigung 
nicht erzielt, so kann der vorgeschlagene Tarif 
bis zur Regelung aller Meinungsverschiedenhei- 
ten nach dem in Absatz g dargelegten Verfah- 
ren vorläufig in Kraft treten, wenn nicht die 
Luftfahrtbehörden des Landes, dessen Luftver- 
kehrsunternehmen die Änderung des Tarifs 
vorgeschlagen hat, es für richtig hält, dessen 
Anwendung auszusetzen. 

f) Sollte vor dem Zeitpunkt, zu dem den Luftfahrt- 
behörden der Vereinigten Staaten eine solche Be- 
fugnis übertragen ist, einer der Vertragsstaaten mit 
einem Tarif nicht einverstanden sein, der von einem 
Unternehmen eines Vertragsstaates für Linienver- 
kehr von dem Gebiet eines Vertragsstaates nach 
einem oder mehreren Punkten in dem Gebiet des 
anderen Vertragsstaates vorgeschlagen wird, so hat 
er dies vor Ablauf der ersten fünfzehn (15) Tage 
der in Absatz b erwähnten Frist von dreißig (30) 
Tagen dem anderen Vertragsstaat mitzuteilen; die 
Vertragsstaaten werden sich in diesem Falle be- 
mühen, eine Einigung über einen angemessenen 
Tarif zu erzielen. 

aa) Falls eine derartige Einigung erzielt wird, wird 
jeder Vertragsstaat sein Möglichstes tun, um 
diesen vereinbarten Tarif durch seine Unter- 
nehmen in Kraft setzen zu lassen. 

bb) Es wird anerkannt, daß der gegen den Tarifsatz 
Einspruch erhebende Vertragsstaat, wenn eine 
solche Einigung nicht vor Ablauf der dreißig 
(30) Tage erzielt wird, diejenigen Maßnahmen 
treffen kann, die er für notwendig erachtet, um 
die Einführung oder Fortsetzung des betreffen- 
den Linienverkehrs zu dem beanstandeten Tarif 
zu verhindern. 

g) Können sich die Luftfahrtbehörden der beiden Ver- 
tragsstaaten in einem der unter den Absätzen e 
oder f erwähnten Fälle nicht innerhalb einer ange- 
messenen Frist auf den entsprechenden Tarif eini- 
gen, nachdem auf Grund einer Beschwerde eines 
Vertragsstaates über den vorgeschlagenen oder 
einen bestehenden Tarif eines oder mehrerer Unter- 
nehmen des anderen Vertragsstaates eine Konsul- 
tation eingeleitet wurde, so werden auf Antrag 
eines Vertragsstaates die Bestimmungen des Ar- 
tikels 13 dieses Abkommens angewandt. 

Artikel 12 

(1) Eine Konsultation zur Erörterung der Auslegung, 
Anwendung oder Änderung des Abkommens oder des 
Linienplans zwischen den zuständigen Behörden der bei- 
den Vertragsstaaten kann jederzeit von jedem Vertrags- 
staat beantragt werden. Diese Konsultation beginnt 
innerhalb einer Frist von sechzig (60) Tagen nach Ein- 


respect to such rates for the transport of persons 
and property by air within the United States, each 
of the contracting parties shall thereafter exercise 
its authority in such manner as to prevent any rate 
or rates proposed by one of its airlines for Ser- 
vices from the territory of one contracting party 
to a point or points in the territory of the other 
contracting party from becoming effective, if in the 
judgment of the aeronautical authorities of the 
contracting party whose airline or airlines is or 
are proposing such rate, that rate is unfair or 
uneconomic. If one of the contracting parties on 
receipt of the notification referred to in Para- 
graph b) above is dissatisfied with the rate pro- 
posed by the airline or airlines of the other con- 
tracting party, it shall so notify the other con- 
tracting party prior to the expiry of the first 
fifteen (15) of the thirty (30) days referred to, and 
the contracting parties shall endeavor to reach 
agreement on the appropriate rate. 

aa) In the event that such agreement is reached, 
each contracting party will exerciSe its best 
efforts to put such rate into effect as regards 
its airline or airlines. 

bb) If agreement has not been reached at the end 
of the thirty (30) day period referred to in 
Paragraph b) above, the proposed rate may, 
unless the aeronautical authorities of the coun- 
try of the air carrier concerned see fit to sus- 
pend its application, go into effect provisional- 
ly pending the settlement of any dispute in 
accordance' with the procedure outlined in pa- 
ragraphe g) below. 

f) Prior to the time when such power may be con- 
ferred upon the aeronautical authorities of the 
United States, if one of the contracting parties is 
dissatisfied with any rate proposed by the airline 
or airlines of either contracting party for Services 
from the territory of one contracting party to a 
point or points in the territory of the other con- 
tracting party, it shall so notify the other prior 
to the expiry of the first fifteen (15) of the thirty 
(30) day period referred to in paragraph b) above, 
and the contracting parties shall endeavor to reach 
agreement on the appropriate rate. 


aa) In the event that such agreement is reached, 
each contracting party will use its best efforts 
to cause such agreed rate to be put into effect 
by its airline or airlines. 

bb) It is recognized that if no such agreement can 
be reached prior to the expiry of such thirty (30) 
days, the contracting party raising the ob- 
jection to the rate may take such steps as it 
may consider necessary to prevent the inaugu- 
ration or continuation of the service in question 
at the rate complained of. 

g) When in any case under paragraphs e) or f) of this 
Article the aeronautical authorities of the two 
contracting parties cannot agree within a reason- 
able time upon the appropriate rate after consul- 
tation initiated by the complaint of one contracting 
party concerning the proposed rate or an existing 
rate of the airline or airlines of the other con- 
tracting party, upon the request of either, the terms 
of Article 13 of this Agreement shall apply. 


Article 12 

(1) Consultation between the competent authorities of 
both contracting parties may be requested at any time 
by either contracting party for the purpose of discussing 
the Interpretation, application, or amendment of the 
Agreement or Route Schedule. Such consultation shall 
begin within a period of*sixty (60) days from the date 
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gang des Antrags beim Auswärtigen Amt der Bundes- 
republik Deutschland oder beim Department of State der 
Vereinigten Staaten von Amerika. 

(2) Falls Änderungen dieses Abkommens vereinbart 
werden, treten sie in Kraft, sobald sie nach dem in 
Artikel 17 dieses Abkommens vorgesehenen Verfahren 
gebilligt werden. 

(3) Falls Änderungen des Fluglinienplans vereinbart 
werden, treten sie am Tage des diplomatischen Noten- 
austausches nach dem in Artikel 2, Absatz 2 dieses Ab- 
kommens für die erste Festlegung des Fluglinienplans 
vorgesehenen Verfahren in Kraft. 

(4) Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsstaa- 
ten findet ein häufiger Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit in allen dieses Abkommen betref- 
fenden Angelegenheiten herbeizuführen. 


Artikel 13 

(1) Soweit in diesem Abkommen nichts anderes vpr- 
gesehen ist, wird jeder Streitfall zwischen den Vertrags- 
staaten über Auslegung oder Anwendung dieses Abkom- 
mens, der nicht durch Konsultation geregelt werden kann, 
einer aus drei Mitgliedern bestehenden gemischten Kom- 
mission zur Erstellung eines Gutachtens vorgelegt; jeder 
Vertragsstaat benennt ein Mitglied; die beiden so ge- 
wählten Mitglieder einigen sich auf das dritte Mitglied, 
das aber nicht Staatsangehöriger eines der beiden Ver- 
tragsstaaten sein darf. Jeder Vertragsstaat hat innerhalb 
von zwei Monaten von dem Zeitpunkt ab, an dem ein 
Vertragsstaat dem anderen Vertragsstaat eine diploma- 
tische Note mit dem Antrag auf Regelung eines Streit- 
falles durch die gemischte Kommission überreicht hat, ein 
Mitglied zu benennen. Innerhalb eines Monats nach die- 
ser Frist von zwei Monaten ist eine Einigung auf das 
dritte Mitglied zu erzielen. 

(2) Ernennt ein Vertragsstaat sein Mitglied nicht inner- 
halb von zwei Monaten oder wird innerhalb der ange- 
gebenen Frist keine Einigung über das dritte Mitglied 
erzielt, so kann jeder Vertragsstaat den Präsidenten des 
Internationalen Gerichtshofs bitten, die erforderliche 
Ernennung durch Wahl eines oder mehrerer Mitglieder 
vorzunehmen. 

(3) Die Vertragsstaaten werden im Rahmen ihrer Be- 
fugnisse ihr Möglichstes tun, um die in dem Gutachten 
zum Ausdruck gebrachte Auffassung zu verwirklichen. 
Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für die Tätigkeit 
seines Mitgliedes sowie die Hälfte der Kosten für die 
Tätigkeit des dritten Mitgliedes. 


Artikel 14 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und damit 
zusammenhängenden Verträge werden bei der Internatio- 
nalen Zivilluftfahrt-Organisation registriert. 


Artikel 15 

Tritt ein von beiden Vertragsstaaten angenommenes 
allgemeines multilaterales Luftverkehrsabkommen in 
Kraft, so gehen die Bestimmungen des multilateralen 
Abkommens vor. Erörterungen über die Feststellung, in- 
wieweit ein multilaterales Abkommen dieses Abkommen 
aufhebt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 12 die- 
ses Abkommens statt. 


Artikel 16 

Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen jederzeit 
kündigen. Eine derartige Kündigung ist gleichzeitig der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation mitzuteilen. 
Das Abkommen endet ein Jahr nach Eingang der Kün- 
digung, sofern nicht die Kündigung vor Ablauf dieser 
Frist mit Zustimmung des anderen Vertragsstaates zu- 
rückgenommen wird. Erfolgt eine Bestätigung des Ein- 
gangs der Kündigung durch den anderen Vertragsstaat 


of the receipt of the request by the Department of State 
of the United States of America or the Ministry of For- 
eign Affairs of the Federal Republic of Germany as the 
case may be. 

(2) Should agreement be reached on amendment of this 
Agreement such amendment shall become effective when 
it has been approved in accordance with the procedure 
set forth in Article 17 of this Agreement. 

(3) Should agreement be reached on amendment of the 
Route Schedule, such agreement shall become effective 
on the date of an exchange of diplomatic notes in ac- 
cordance with the procedure provided in paragraph (2) 
of Article 2 for the initial establishment of the Route 
Schedule. 

(4) A frequent exchange of ideas will take place be- 
tween the aeronautical authorities of the two parties 
in Order to achieve dose Cooperation in all matters con- 
cerning the present Agreement. 


Article 13 

(1) Except as otherwise provided in this Agreement, 
any dispute between contracting parties relative to the 
Interpretation or application of this Agreement which 
cannot be settled through consultation shall be sub- 
mitted for an advisory report to a mixed Commission of 
three members, one to be named by each contracting 
party, and the third to be agreed upon by the two mem- 
bers so chosen, provided that such third member shall 
not be a national of either contracting party. Each of 
the contracting parties shall designate a member within 
two months of the date of delivery by either party to 
the other party of a diplomatic note requesting Settle- 
ment of a dispute; and the third member shall be agreed 
upon within one month after such period of two months. 


(2) If either of the contracting parties fails to de- 
signate its own member within two months, or if the 
third member is not agreed upon within the time limit 
indicated, either party may request the President of the 
International Court of Justice to make the necessary 
appointment or appointments by choosing the member 
or members, 

(3) The contracting parties will use their best efforts 
under the powers available to them to put into effect 
the opinion expressed in any such advisory report. Each 
contracting party shall bear the expenses arising out 
of the activity of its member as well as one half of the 
expenses arising out of the activity of the third member. 


Article 14 

This Agreement, all amendments thereto, and contracts 
connected therewith shall be registered with the Inter- 
national Civil Aviation Organization. 


Article 15 

If a general multilateral air transport Convention ac- 
cepted by both contracting parties enters into force, the 
provisions of the multilateral convention shall prevail. 
Consultations under the provisions of Article 12 may be 
held to determine the extent to which the present Agree- 
ment is amended, supplemented or revoked by the pro- 
visions of the multilateral convention. ^ 


Article 16 

Either of the contracting parties may at any time noti- 
fy the other of its intention to terminate the present 
Agreement. Such a notice shall be sent simultaneously 
to the International Civil Aviation Organization. In the 
event such communication is made, this Agreement shall 
terminate one year after the date of its receipt, unless 
by agreement between the contracting parties the notice 
of intention to terminate is withdrawn before the 
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nicht, so beginnt die Kündigungsfrist vierzehn (14) Tage 
nach Eingang der Mitteilung bei der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation. 


Artikel 17 

Dieses Abkommen tritt an dem Tage in Kraft, an dem 
die Vereinigten Staaten von Amerika durch eine Note 
die Mitteilung erhalten, daß das Abkommen durch die 
Bundesrepublik Deutschland gebilligt worden ist. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Washington am siebten Juli 1955, in 
doppelter Urschrift in deutscher und englischer Sprache, 
wobei der Wortlaut beider Sprachen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Kessel 

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
gezeichnet: 

Herbert Hoover jr. 


expiration of that time. If the other contracting party 
falls to acknowledge receipt, notice shall be deemed as 
having been received fourteen (14) days after its re- 
ceipt by the International Civil Aviation Organization. 

Ar ticle 17 

The present Agreement shall enter into force on the 
date of receipt by the United States of America of noti- 
fication of its approval by the Federal Republic of Ger- 
many. 

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned representa- 
tives have signed the present Agreement. 

DONE at Washington this seventh day of July 1955, 
in duplicate. in the German and English languages, euch 
of which shall be of equal authenticity. 

For the United States of America 
signed: 

Herbert Hoover jr. 

For the Federal Republic of Germany 
signed: 

Kessel 
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Bunclesdruckerei Bonn 0925 3. 56 



Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Seit dem 5. Mai 1955 — dem Tage der Wie- 
dererlangung der deutschen Souveränität — 
ist die Bundesrepublik Deutschland wieder 
berechtigt, uneingeschränkt Luftverkehr zu 
betreiben. Hauptbestandteil dieses Verkehrs 
ist der internationale Luftverkehr. Er kann 
von deutschen Luftverkehrsunternehmen nur 
betrieben werden, wenn die ausländischen 
Staaten, die überflogen oder angeflogen wer- 
den sollen, dem deutschen Luftverkehr ent- 
sprechende Flugrechte einräumen. 

Die Flugrechte für den internationalen nicht- 
gewerblichen Luftverkehr sind in Art. 5 des 
Abkommens über die Internationale Zivil- 
luftfahrt-Organisation (ICAO) vom 7. De- 
zember 1944 liberalisiert. Da mit dem Bei- 
tritt der Bundesrepublik zu dem ICAO- Ab- 
kommen, zu dem die Bundesrepublik nach 
Art. 2 des Zwölften Teils des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstan- 
dener Fragen in der Fassung des Pariser Pro- 
tokolls vom 23. Oktober 1954 über die Be- 
endigung des Besatzungsregimes in der Bun- 
desrepublik Deutschland — Deutschlandver- 
trag — (BGBl. 1955 II S. 301, 456) ver- 
pflichtet ist, in Kürze gerechnet werden 
kann, wird diese Regelung dem deutschen 
nichtgewerblichen Luftverkehr bald zugute 
kommen. (Ein in der ICAO-Vollversamm- 
lung vom 9. Juni 1955 von der Bundes- 
republik Deutschland gestellter Aufnahme- 
antrag wurde angenommen. Die erforder- 
liche Zustimmung der UNO wurde am 
25. Oktober 1955 erteilt. Bis zu ihrem Bei- 
tritt ist die Bundesrepublik nach Art. 2 des 
Zwölften Teils des Deutschlandvertrages 
verpflichtet, die Bestimmungen des ICAO- 
Abkommens anzuwenden, und zwar auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit gegenüber 
allen Staaten, die mit der Bundesrepublik 
diplomatische Beziehungen unterhalten.) 

Der internationale gewerbliche Luftverkehr, 
bei dem zwischen gewerblichem Gelegenheits- 


verkehr und Fluglinienverkehr unterschie- 
den wird, ist in dem ICAO-Abkommen 
nicht erschöpfend geregelt. Der gewerbliche 
Gelegenheitsverkehr ist zwar nach Art. 5 
Abs. 2 des ICAO- Abkommens grundsätzlich 
liberalisiert, jedoch haben fast alle Staaten 
von dem ihnen eingeräumten Vorbehalts- 
recht, beschränkende Vorschriften zu erlas- 
sen, Gebrauch gemacht (vgl. im deutschen 
Luftrecht §§ 100 ff. der Verordnung über 
Luftverkehr in der Fassung vom 21. Juni 
1955 — BGBl. I S. 321). 

Der internationale Fluglinienverkehr über 
oder in das Gebiet eines ICAO-Staates kann 
nach Art. 6 des ICAO- Abkommens „nur 
mit der besonderen Ermächtigung oder mit 
einer anderweitig erteilten Genehmigung“ 
dieses Staates durchgeführt werden. 

Nur das Recht des Überflugs und das Recht 
zur Durchführung nichtgewerblicher Lan- 
dungen im internationalen Fluglinienverkehr 
ist nach der multilateralen Vereinbarung 
über den Internationalen Transitverkehr 
vom 7. Dezember 1944 den Staaten, die die- 
ses Abkommen unterzeichnet haben, gestat- 
tet. Bis zu ibrem Beitritt zu ICAO-Abkom- 
men ist die Bundesrepublik Deutschland nach 
Art. 2 des Zwölften Teils des Deutschland- 
vertrages verpflichtet, die Bestimmungen 
dieser Vereinbarung gegenüber allen Staa- 
ten, mit denen die Bundesrepublik diplo- 
matische Beziehungen unterhält, anzuwen- 
iden. Die Annähme der Vereinharung ist be- 
absichtigt. 

Die übrigen internationalen Fluglinienrechte 
werden jedoch nach allgemeinen internatio- 
nalen Gepflogenheiten in zweiseitigen Luft- 
verkehrsabkommen eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind 
von dem Deutschen Reich bereits vor Aus- 
bruch des 2. Weltkrieges abgeschlossen wor- 
den. Da diese Abkommen veraltet sind, muß 
die Bundesrepublik Deutschland neue Ver- 
einbarungen abschließen, um sich die für den 
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internationalen gewerblichen Luftverkehr 
notwendigen Flugrechte in und über auslän- 
dischen Staaten zu sichern. Vorbereitungen 
hierzu wurden bereits vor der Wiedererlan- 
gung der deutschen zivilen Lufthoheit ge- 
troffen. 

In Vorbesprechungen zwischen den deut- 
schen und amerikanischen Luftfahrtbehörden 
konnte der Entwurf eines deutsch-aimerika- 
nischen Luftverkehrsabkommens so weit ge- 
fördert werden, daß die Verhandlungen einer 
im Juni 1955 nach Washington entsiandten 
deutschen Delegation hereits am 7. Juli 1955 
zur Unterzeichnung eines deutsch- amerika- 
nischen Luft Verkehrs abkom mens, ides ersten 
zweiseitigen Luftverkehrsäbkommens der 
Bundesirepublik nach dem 2. Weltkrieg, 
führten. 

Das Abkommen entspricht Inhaltlich im 
wesentlichen den zweiseitigen Luftverkehrs- 
abkommen, welche die Vereinigten Staaten 
von Amerika mit anderen Staaten abgeschlos- 
sen haben. Es trägt den derzeitigen und zu- 
künftigen deutschen verkehrspolitischen, 
verkehrswirtschaftlichen und verkehrsrecht- 
lichen Belangen Rechnung. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte 
sind in einem Fluglinienplan festgelegt, der 
durch Notenaustausch bestätigt wurde (s. 
Art. 2 Abs. 2). Eine Vereinbarung in dieser 
Form ist gewählt worden, um die Flug- 
linienrechte den Verkehrsanforderungen 
leichter anpassen zu können. 

Die deutschen Luftverkehrsunternehmen 
sind zum Betrieb der folgenden Linien be- 
rechtigt: 

1. Vom Bundesgebiet über Zwischenlande- 
punkte nach Boston, New York und Phila- 
delphia, also zur nordamerikanischen Ost- 
küste, und darüber hinaus über Punkte in 
dem Karibischen Meer nach Südamerika; 

2. vom Bundesgebiet über Zwischenlande- 
punkte außerhalb der Vereinigten Staaten 
nach Chicago — eine insbesondere im Hin- 
blick auf den hohen Anteil deutschstämmi- 
ger Bevölkerung in diesem Raum wichtige 
Linie; 

3. vom Bundesgebiet über Zwischenlande- 
punkte außerhalb der Vereinigten Staaten 
nach San Francisco oder Los Angeles; diese 
Strecke zur nordamerikanischen West- 
küste kann auch über das Polargebiet ge- 
führt werden. 


Die amerikanischen Luftverkehrsamterneh- 
men sinid zum Betrieb der folgenden Liniein 
berechtigt: 

1. Von den Vereinigten Staaten über Zwi- 
schenlandepunkte nach Hamburg und 
darüber hinaus nach Punkten In Europa 
nördlich und Östlich des Bundesgebietes; 

2. von den Vereinigten Staaten über Zwi- 
schenlandepunkte nach Düsseldorf, Köln/ 
Bonn, Frankfurt, Stuttgart und München 
und darüber hinaus nach Punkten In Eu- 
ropa östlich und südöstlich des Bundes- 
gebietes und darüber hinaus; 

3. von den Vereinigten Staaten über Zwi- 
schenlandepunkte nach Frankfurt und 
darüber hinaus nach Punkten in Europa 
südlich und südöstlich des Bundesgebietes 
und darüber hinaus nach Nord-Afrika, 
Naher Osten und darüber hinaus. 

Die bereits jetzt 'der Bundesrepublik Deutsich- 
land zugunsten der Deutschen Lufthansa AG 
eingeräumten Flugrechte nach den Ver- 
einigten Staaten von Amerika sind vorläufige 
Rechte, die befristet sind. Das Inkrafttreten 
des vorliegenden Abkommens, in dem diese 
und weitere Rechte unbefristet eingeräumt 
werden, ist daher dringlich. Damit werden 
auch idie iderzeitigen Flugrechte der Luftver- 
kehr sunternjehmen der Vereinigten Staaten 
von Amerika, die noch auf Besiatzunigsrecht 
beruhen und nach Art. 4 des Zwölften Teils 
des Deutschlandvertrages einstweilen welter- 
bestehen, aufgehoben und in einer Form neu 
geregelt, die den deutschen Verkehrsin teresisen 
besser Rechnung trägt. 

11. Besondere Bemerkungen zu den einzelnen 
Artikeln 

Zu Art. 1 

Art. 1 enthält Definitionen der wichtigsten 
Begriffe. 

Zu Art. 2 

Abs. 1 legt die Rechte fest, welche die Ver- 
tragsstaaten sich gegenseitig einräumen. Ge- 
währt werden das Recht des Überflugs 
(1. Freiheit), das Recht der Landung zu 
nichtgewerblichen Zwecken (2. Freiheit) und 
das Recht, Fluggäste, Post und Fracht ab- 
zusetzen (3. Freiheit) und aufzunehmen 
(4. Freiheit), wobei die Beförderung auch 
von und nach einem dritten Staat vor- 
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genommen werden* kann (5. Freiheit). Die 
Einräumung aller 5 Freiheiten entspricht 
der anzustrebenden Liberalisierung der Welt- 
luftfahrt. Sie gewährleistet allein die volle 
Ausnutzung der bereitgestellten Kapazitäten. 
Abs. 2 behandelt den Fluglinienplan. 

Zu Art. 3 

Art. 3 befaßt sich mit den Voraussetzungen 
für die Aufnahme des Fluglinienverkehrs auf 
den festgelegten Linien. 

Zu Art. 4 

Art. 4 sieht das Recht vor, bei Vorliegen be- 
sonderer Umstände eine Betriebserlaubnis zu 
verweigern oder zurückzuziehen. 

Zu Art. 5 

Art. 5 bestimmt, daß die Luftfahrzeuge eines 
Vertragsstaates einschließlich der Besatzun- 
gen und der Fluggäste, die sich im Gebiet 
eines anderen Vertragsstaates befinden, der 
innerstaatlichen Gesetzgebung dieses Staates 
unterworfen sind. 

Durch die Fassung in Abs. 1 „Luftfahrzeuge, 
die von den benannten Unternehmen des 
anderen Vertragsstaates verwendet werden“, 
wird klargestellt, daß auch gecharterte Luft- 
fahrzeuge eingesetzt werden können. 

Zu Art. 6 

Art. 6 sieht die gegenseitige Anerkennung 
der von den Vertragsstaaten ausgestellten 
oder als gültig anerkannten Lufttüchtigkeits- 
zeugnisse, Befähigungszeugnisse und Erlaub- 
nisscheine vor. 

Zu Art. 7 

Buchstabe a sieht für die Flughafengebühren 
gegenseitige Inländerbehandlung vor. 

Die in den Buchstaben b und c vor- 
gesehenen Abgabenvergünstligimgen entspre- 
chen, labgesehen von ider Regeiimg der Ab- 
igalbenfreiheit für Nahrung's- und Genuß- 
mittel, die lan Bord der Luftfahrzeuge ver- 
braucht werden, dem geltenden Recht. 

Für Nahrungs- und Genußmittel wurde bis- 
her nach deutschem Recht Abgabenfreiheit 
nur zuge:standen, soweit sie bis zur Landung 
im Einfilughafen und nach idem Abflug im 
Ausflughafen abgegeben wurden. Die in idem 
Abkommen vorgesehene Erweiterung ider 


bisherigen Abgabenbefreiung erschien aus 
folgenden Gründen angöbraAt: 

1 . Nahezu alle ausländischen Staaten lassen 
im Einklang mit Empfehlungen der Inter- 
nationalen Zivilluftfahrt-Organisiation für 
Beförderungen im internationalen Flug- 
ilinienverkehr eine abgabenfreie Verwen- 
dung von Nahrungs- und Genußmiitteiln 
auch zwischen Punkten inner halb ihres Ge- 
bietes zu. Ein Abgehen von (dieser Praxis 
müßte zu einer Erschwerung des inter- 
nationalen Luftverkehrs führen. 

2. Falk die vorgesiehenen Vergünstiigungen 
von der Bundesrepulblik nicht gewährt 
würden, wäre damit 'Zu rechnen, daß sie 
deutschen Luftverkehrsunternehmen in 
anderen Staaten verweigert würden. Hier- 
'durch würde die Wettbewerbslage der 
Deutschen Lufthansa AG erschwert. 

3. Ein nennenswerter Steuerausfall ist bei Ge- 
währung dieser Vergünstigungen nicht zu 
erwarten. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß ausländischen Reisenden auf Grund 
(der geltenden OEEC-^Be Schlüsse bereits jetzt 
weitgehenide ZoMerleichterungen b'ei der 
Einfuhr von Genußmitteln gewährt wer- 
den. 

4. Zur Verhütung von Mißbräuchen wird die 
Abgabenbefreiung nur unter folgenden 
Voraussietzungen gewährt (Buchstabe b 
Satz 3): 

i. Die Nahrungs- und Genußmittel müs- 
sen in Luftfahrzeugen verwendiet 
werden, die Fluggäste ausschließlich im 
internationalen Fluglinienverkehr be- 
fördern. Sobald ein aus dem Ausland 
eingeflogenes Flugzeug Kabotage be- 
treibt, id. h. Fluggäste oder Fracht zwi- 
schen zwei Orten des Zollinlanides 
befördert, wird idie Vergünstigung 
nicht gewährt. 

li. Die Luftfahrzeuge müssen bei Zwi- 
schenlandungen zollamtlich überwacht 
werden können, d. h. sie dürfen bei 
den vorgesehenen Zwischenlandungen 
nur Zollflughäfen berühren. 

iii. Die Nahrungs- und Genußmittel müs- 
sen zum alsbaldigen Verzehr an Bord 
ausgegeben werden. 

Buchstabe d soll sicherstellen, daß die 
Durchführung der nach den Buchstaben a 
bis c getroffenen Vereinbarungen nicht durch 
wirtsdiaftliche Ein-, Aus- oider Durchfuhr- 
verbote umgangen wird. Verbote aus anderen 
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als Wirts diafdildien Grüniden, z. B. sanitäre 
Vorschriften, EmbargobestininKunigen und 
dgL, wenden durda das Aibkommen, wie in 
seinem Art. 5 Abs. 2 ausdrückllidi klargestellt 
ist, nicht betroffen. 

Zu Art. 8 bis 10 

Art. 8 bis 10 enthalten Bestimmungen über 
die Bereitstellung der Kapazität (angebotene 
Nutzlast und Häufigkeit des Verkehrs), 
durch welche die Verkehrsinteressen beider 
Vertragsstaaten gewahrt werden. Diese Be- 
stimmungen sind an das am 11. Februar 
1946 zwischen Großbritannien und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika abgeschlos- 
sene Bermuda- Abkommen angelehnt, welches 
insoweit eine Fortbildung der von der ICAO 
eingeleiteten freiheitlichen Behandlung des 
Fluglinienverkehrs enthält. Besonders ein- 
gehend wird in Art. 10 Abs. 2 Satz 2 das 
Recht der 5. Freiheit behandelt, das nur 
unter Beachtung der unter Buchstaben a bis c 
genannten Gesichtspunkte ausgeübt werden 
darf. Insgesamt sind diese Vorschriften so 
elastisch gehalten, daß jeder Vertragsstaat 
die Interessen seiner für die Ausübung der 
vereinbarten Fluglinienrechte benannten 
Unternehmen gegenüber dem anderen Ver- 
tragsstaat wirksam vertreten kann. 

Zu Art. 1 1 

Art. 11 befaßt sich mit der Festsetzung der 
Tarife für die von den benannten Unter- 
nehmen auf den festgelegten Linien an- 
gebotenen Dienste. Die Regelung ist des- 
wegen so umfangreich und kompliziert, weil 
auf die amerikanische innerstaatliche Gesetz- 
gebung, welche die Vollmachten des ameri- 
kanischen Civil Aeronautics Board be- 
schränkt, Rücksicht zu nehmen war. Nach 
den Buchstaben a bis c wird insbesondere 
folgendes vereinbart: 

1 . Alle Tarife unterliegen der Genehmigung 
der beiderseitigen Luftfahrtbehörden im 
Rahmen ihrer Vollmachten. 

2. Die Unternehmen müssen ihre Tarife 
grundsätzlich 30 Tage vor ihrer Einfüh- 
rung den Luftfahrtbehörden zur Geneh- 
migung vorlegen. 

3. Grundsätzlich sollen die Tarife auf dem 
Tariffestsetzungsverfahren der Internatio- 
nal Air Transport Association (lATA) be- 
ruhen. 


Nach Buchstabe d sind die in den Buch- 
staben e und f beschriebenen besonderen 
Verfahren anzuwenden, je nachdem, ob Civil 
Aeronautics Board zur Festsetzung der Tarife 
berechtigt ist (Buchstabe e) oder nicht (Buch- 
stabe f), wenn 

1. ein Vertragsstaat eine lATA-Tarifab- 
machung nicht anerkennt, 

2. die lATA sich über einen Tarif nicht eini- 
gen kann, 

3. das I ATA- Verfahren nicht anwendbar ist, 

4. ein Vertragsstaat seine Anerkennung für 
eine lATA-Tarifabmachung zurückzieht 
oder nicht erneuert. 

Schließlich sieht Buchstabe g die Möglichkeit 
vor, in den Fällen der Budistaben e und f, 
in denen die Luftfahrtbehörden der Ver- 
tragsstaaten sich nicht auf einen Tarif haben 
einigen können, eine gutachtliche Entschei- 
dung nach Art. 13 des Abkommens einzu- 
holen. 

Zu Art. 12 und 13 

Art. 12 und 13 regeln Meinungsaustausch, 
Konsultation und Schiedsverfahren. Diese 
Regelung trägt den deutschen Bedürfnissen 
Rechnung. Dem in den Verhandlungen vor- 
getragenen deutschen Wunsch, das Schieds- 
verfahren, welches mit einem Gutachten en- 
det, in ein Schiedsgerichtsverfahren mit 
zwingendem Spruch umzuändern, konnte 
von amerikanischer Seite aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen nicht entsprochen wer- 
den. 

Zu Art. 14 

Nach Art. 14 ist das Abkommen bei der 
ICAO zu registrieren. 

Zu Art. 15 

Art. 15 bestimmt, daß ein von beiden Ver- 
tragsstaaten angenommenes allgemeines mul- 
tilaterales Luftverkehrsabkommen, welches 
die Vereinbarungen dieses Abkommens in- 
haltlich aufhebt, ändert oder ergänzt, vor- 
geht. 

Zu Art. 16 

Art. 16 behandelt die Kündigung des Ab- 
kommens. 
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Zu Art. 17 

Nach Art. 17 tritt das Abkommen an dem 
Tage in Kraft, an dem die Vereinigten Staaten 
von Amerika von der Bundesrepublik durch 
eine Note die Mitteilung erhalten, daß das 
Abkommen von der Bundesrepublik gebilligt 
worden ist. Diese Fassung wurde auf ameri- 
kanischen Wunsch gewählt, weil das Abkom- 
men nach amerikanischem Verfassungsrecht 
nicht ratifikationsbedürftig ist. 

III. Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkommen gilt im Hinblick auf idie 
Regelung ^des Art. 5 ides Zwölften Teils des 
Deutschliandvertrages einstweilen nicht für 
Berlin. Eine Erstreckung des Abkommens 
und des Gesetzes auf Berlin muß der zukünf- 
tigen politischen Entwicklung Vorbehalten 
bleiben. 


IV. Begründung des Zustimmungsgesetzes 
Zu Art. 1 

Das Abkommen bedarf gemäß Art. 59 Abs. 2 
GG der Zustimmung der für die Bundes- 


gesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, weil es sich 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
zieht. 

Wegen der in Art. 7 vorgesehenen Vergün- 
stigungen (Biersteuer) bedarf das Gesetz nach 
Art. 105 Abs. 3, 106 Abs, 2 GG der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

Zu Art. 2 

Durch diese Bestimmung soll die Möglich- 
keit geschaffen werden, im Bedarfsfall für 
Luftfahrzeuge anderer Staaten und deutsche 
Luftfahrzeuge autonom die gleichen Vergün- 
stigungen zu gewähren, wie sie in Art. 7 
Buchstabe b Sätze 2 und 3 für amerikanische 
Luftfahrzeuge vorgesehen sind. 

Zu Art. 3 

Abs. 1 : Diese Bestimmung entspricht dem Er- 
fordernis des Art. 82 Abs. 2 GG. 

Abs. 2: Der Tag, an dem das Abkommen 
völkerrechtlich wirksam wird, ergibt sich 
aus den Bestimmungen seines Art. 17 und ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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